
möchte die Gelegenheit nutzen, allen Soldatinnen und 
Soldaten sowie allen zivilen Helfern zu danken, die sich 
unter diesen schwierigen Umständen für die Menschen 
im Land einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Seit 2011 hat dieser Einsatz stets eine große fraktions-
übergreifende Unterstützung gefunden, und ich hoffe, das 
wird auch diesmal so sein.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Joachim Wundrak für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Joachim Wundrak (AfD):
Frau Präsidentin! Herr Minister! Meine Damen und 

Herren! Vor einem Jahr haben wir dem Antrag der Bun-
desregierung, die deutsche Beteiligung an UNMISS zu 
verlängern, zugestimmt. Und ich will es vorwegnehmen: 
Wir werden auch in diesem Jahr zustimmen.

Betroffen sind derzeit nur gut ein Dutzend Soldaten der 
Bundeswehr, die in speziellen Funktionen die bis zu 
17 000 militärischen Angehörigen von UNMISS unter-
stützen. Dies mag wenig erscheinen, doch überzeugt 
hier die Qualität des deutschen Beitrages. Insgesamt 
sind 73 Länder am derzeit größten UN-Einsatz beteiligt, 
und es ist gut und richtig, dass die große Mehrzahl der 
UNMISS-Kontingente von afrikanischen Ländern ge-
stellt wird. Dabei muss die Rolle der Afrikanischen 
Union weiter gestärkt werden. Es müssen afrikanische 
Lösungen für afrikanische Probleme gefunden werden.

(Beifall bei der AfD)
Der Südsudan ist auch nach Ende eines verheerenden 

Bürgerkrieges weiterhin ein Failed State. Auch nach dem 
Erfolg der Bildung einer Einheitsregierung im Jahre 2020 
ist der südsudanesische Staat nicht in der Lage, Mindest-
standards für die Befriedigung der Bedürfnisse seiner 
Bevölkerung, insbesondere bei Sicherheit und Ernäh-
rung, zu garantieren. Der Südsudan gehört zu den ärms-
ten Ländern der Welt, obwohl er über reiche Bodenschät-
ze, insbesondere über große Erdölvorkommen, verfügt. 
Die Erlöse des Erdölexports über eine von chinesischen 
Firmen gebaute Pipeline kommen offensichtlich nicht 
dem südsüdsudanesischen Staat und seiner Bevölkerung 
zugute, sondern sie werden von internationalen Konsor-
tien, oft unter chinesischer Führung, von Durchleitungs-
gebühren für den Sudan und auch von korrupten südsu-
danesischen Politikern absorbiert.

(Beifall bei der AfD)
Der Südsudan ist laut Transparency International mit 

das korrupteste Land dieser Erde. Es ist daher keine 
Überraschung, dass Vorwürfe der Veruntreuung, des Be-
trugs und der Vetternwirtschaft bis hin zur obersten 

Staatsführung erhoben werden. Untersuchungen zum 
Scheitern der internationalen Gemeinschaft in Afghanis-
tan haben ergeben, dass die Korruption wesentlicher Fak-
tor des Scheiterns war. Dieses Scheitern sollte uns auch 
für den Südsudan eine Warnung sein. Deutschland ist 
insgesamt einer der größten Geldgeber für Entwicklung 
und humanitäre Hilfe im Südsudan. Im vorliegenden An-
trag der Bundesregierung werden zwar Hunderte von 
Millionen Euro erwähnt, die bereitgestellt wurden, je-
doch wird weder die grassierende Korruption im Südsu-
dan erwähnt, noch werden Konzepte zu deren Vermei-
dung und Bekämpfung aufgezeigt.

China dagegen ist der bei Weitem größte Handelspart-
ner des Südsudans und profitiert vor allem von den Öl-
importen. Ihm kommt daher eine entscheidende Rolle bei 
der Stabilisierung und Entwicklung des Südsudans zu. 
China muss hier seine Verantwortung übernehmen. Jen-
seits aller Systemkonkurrenz ist daher die konstruktive 
Zusammenarbeit mit China im Südsudan unabdingbar.

(Beifall bei der AfD)
Der vorliegende Antrag erwähnt auch nicht die seit 

einigen Monaten drastische Zunahme von Gewalt im 
Südsudan. Der Bericht der UNMISS Human Rights Di-
vision spricht allein von 450 getöteten Zivilisten im vier-
ten Quartal des letzten Jahres. Der Antrag trifft ebenfalls 
keine Aussage zur Sicherheitslage der eingesetzten Sol-
daten, insbesondere nicht zur lebenswichtigen Rettungs-
kette. Das ist ein gravierender Mangel.

Wie bereits eingangs erwähnt, werden wir dem vor-
liegenden Antrag trotz der aufgezeigten Mängel zustim-
men. Wir wollen beitragen, den Menschen im Südsudan 
wieder die Hoffnung auf eine erträgliche Zukunft im ei-
genen Land zu geben. Wir erwarten allerdings von der 
Bundesregierung, Herr Minister, dass sie alle notwendi-
gen Maßnahmen ergreift, um die Sicherheit der ein-
gesetzten deutschen Soldaten einschließlich einer belast-
baren Rettungskette sicherzustellen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Jens Beeck 

das Wort.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Was war das für eine hoffnungsvolle Zeit, 
als sich 2011 eines der jüngsten Länder der Erde mit 
seiner Unabhängigkeit auf den Weg gemacht hat, Mit-
glied der Weltgemeinschaft zu werden und für unsere 
Werte einzustehen. Bis heute gibt es das Bestreben im 
Südsudan, zu einem demokratischen und rechtsstaatlich 
verfassten Land zu werden.

Die Tatsachen sind derzeit vollständig andere. Wir ha-
ben es mit einer massiven Binnenvertreibung zu tun. Von 
12 Millionen Einwohnern des Südsudans können etwa 
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3 Millionen Menschen nicht mehr an dem Ort leben, an 
dem sie waren. Wir haben große Gebiete mit Gewaltaus-
brüchen, wo die fast schon bekannten Begleiterscheinun-
gen von gewaltsamen Konflikten in Afrika und an ande-
ren Stellen der Welt an der Tagesordnung sind, nämlich 
systematische sexualisierte Gewalt, Entführungen, Hun-
gersnöte und keinerlei Möglichkeit der rechtsstaatlichen 
Verfolgung dieser Menschenrechtsverstöße.

Trotzdem gibt es das Friedensabkommen von 2018. 
Trotzdem ist es während der Coronapandemie gelungen, 
eine Einheitsregierung zu bilden. Und trotzdem ist es 
gelungen, einen Fahrplan zu vereinbaren, der 2024 zu 
einer demokratisch verfassten Wahl führen soll.

Wir gehören in der humanitären Katastrophe, die es 
dort gibt – es ist von Frau Staatsministerin Keul aus-
geführt worden –, zu den größten Helfern. Das heißt, 
sehr viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer 
NGOs und auch staatlicher Organisationen sind vor Ort, 
um größte humanitäre Katastrophen zu verhindern. Der 
militärische Beitrag mit elf Experts on Mission und drei 
Stabsoffizieren ist eher gering. Aber er spielt – das ist 
auch ausgeführt worden – innerhalb der VN-Mission 
zum Peacekeeping eine ganz wesentliche Rolle, weil 
wir unsere Expertise zur Verfügung stellen, um zu einer 
Verbesserung der Situation zu kommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das liegt in unserem ureigenen Interesse, nicht zuletzt 
deswegen, weil wir dort einer der größten Entwicklungs- 
und humanitären Katastrophenhelfer sind. Es liegt auch 
in unserem Interesse, weil sich mit dem Südsudan ein 
Land aufmacht, unsere Werte von Multipolarität in dieser 
Welt, von Rechtsstaatlichkeit und von Demokratisierung 
zu teilen. Deswegen ist jeder Einsatz, den wir dort ma-
chen, auch ein Eintreten für die Werte, für die wir interna-
tional stehen; deswegen lohnt er sich, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zugleich gilt den Soldatinnen und Soldaten, aber ins-
besondere der deutlich höheren Zahl an Menschen, die 
sich dort zur Bekämpfung der humanitären Katastrophe 
einfinden und Entwicklungshilfe leisten, unser ausdrück-
licher Dank; denn in diesem Setting tätig zu werden, 
gefährdet Leib und Leben.

Die Peacekeeping-Mission der Vereinten Nationen 
dient unter anderem dazu, die Zivilbevölkerung zu schüt-
zen und Rechtsstaatlichkeitsverstöße aufzuklären, aber 
eben auch die Voraussetzungen für humanitäre Hilfe 
und Entwicklungshilfe überhaupt erst zu schaffen. Das 
sind noble Ziele, bei denen wir in den vergangenen Mo-
naten nicht nur Erfolge gesehen haben, bei denen aber 
noch immer die gute Aussicht besteht, dass der Südsudan 
seinen Weg in eine demokratische Verfasstheit und eine 
deutlich bessere Zukunft finden kann. Viele bemühen 
sich darum; im Februar war Papst Franziskus vor Ort 
und hat sich noch einmal darum bemüht, die Friedens-

verhandlungen deutlicher auf den Weg und in die Umset-
zung zu bringen. Unser militärischer Beitrag ist mit 
14 Soldaten, wie gesagt, gering.

Gerade weil die Situation so schwierig ist, Herr Bun-
desminister, nehmen Sie bitte den Dank des gesamten 
Hauses an die Soldatinnen und Soldaten mit. Ich glaube, 
insbesondere für unsere humanitären Helfer kann man 
auch im Namen des ganzen Hauses sagen: Herzlichen 
Dank für diese Arbeit, die Leib und Leben gefährdet! 
Wir stehen an ihrer Seite; deswegen werden wir der Ver-
längerung des Mandates zustimmen. Und wir hoffen auf 
eine schnelle Verbesserung der Situation im Südsudan.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hatte Kollege Dr. Gregor Gysi für die Frak-

tion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Einsatz läuft jetzt seit fast zwölf Jahren, und ein 
Ende ist nicht absehbar. Jahr um Jahr verlängert der Bun-
destag in Übereinstimmung mit der AfD diesen Einsatz, 
ohne dass die Bundesregierung eine wirkliche Perspek-
tive benennen kann. Wie lange soll das noch gehen: 5 Jah-
re, 10 Jahre, 20 Jahre oder wie im Kosovo unendlich?

(Ulrich Lechte [FDP]: Solange es notwendig 
ist!)

Die Situation für die Menschen im Südsudan hat sich 
seit der Unabhängigkeit vom Sudan 2011 durch die An-
wesenheit von einem Dutzend Bundeswehrsoldaten nicht 
verbessert. 9 Millionen von gut 12 Millionen Einwohner 
sind auf humanitäre Hilfe angewiesen; sie könnten nicht 
überleben, wenn es diese humanitäre Hilfe nicht gäbe. 
UNMISS ist ein Beispiel dafür, wie überflüssig militäri-
sche Symbolpolitik ist.

(Beifall bei der LINKEN – Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für ein 
Quatsch!)

Jeder Euro, der für diese Mission von Deutschland aus-
gegeben wird, wäre in aktiver, darüber hinausgehende 
Entwicklungshilfe besser angelegt.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Abspaltung des Südsudan wurde bis zu ihrem Voll-

zug 2011 von den USA und der EU befördert, auch weil 
man sich so einen einfacheren Zugang zu den Ölressour-
cen des Landes erhoffte. Die inneren Unruhen und 
Machtkämpfe nahm man in Kauf. Aus heutiger Sicht 
war das vor dem Hintergrund der Klimakrise und der 
Notwendigkeit, sich von fossilen Energieträgern so 
schnell wie möglich zu verabschieden, ein in jeder Hin-
sicht anachronistisches Verhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Freitag, den 3. März 2023                                    10664 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jens Beeck 


	89. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	ZP 6 Änderung des Raumordnungsgesetzes
	Franziska Mascheck (SPD)
	Michael Breilmann (CDU/CSU)
	Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Roger Beckamp (AfD)
	Dr. Lukas Köhler (FDP)
	Susanne Hennig-Wellsow (DIE LINKE)
	Roger Beckamp (AfD)
	Dr. Nina Scheer (SPD)
	Andreas Jung (CDU/CSU)
	Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU)
	Sebastian Münzenmaier (AfD)
	Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Carolin Bachmann (AfD)
	Daniel Föst (FDP)
	Klara Geywitz, Bundesministerin BMWSB
	Thomas Heilmann (CDU/CSU)
	Bernhard Daldrup (SPD)
	Ulrich Lange (CDU/CSU)
	Bengt Bergt (SPD)

	TOP 20, ZP 7 Bezahlbare und klimafreundliche Mobilität
	Steffen Bilger (CDU/CSU)
	Dunja Kreiser (SPD)
	Thomas Ehrhorn (AfD)
	Tessa Ganserer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Bernd Riexinger (DIE LINKE)
	Maximilian Mordhorst (FDP)

	Dr. Volker Wissing, Bundesminister BMDV
	Ulrich Lange (CDU/CSU)
	Isabel Cademartori Dujisin (SPD)
	Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU)

	Dr. Dirk Spaniel (AfD)
	Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Judith Skudelny (FDP)
	Christian Hirte (CDU/CSU)
	Dorothee Martin (SPD)
	Thomas Bareiß (CDU/CSU)
	Sebastian Roloff (SPD)
	Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU)
	Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Markus Hümpfer (SPD)

	TOP 21 Bundeswehreinsatz in der Republik Südsudan (UNMISS)
	Boris Pistorius, Bundesminister BMVg
	Dr. Katja Leikert (CDU/CSU)
	Katja Keul, Staatsministerin AA
	Joachim Wundrak (AfD)
	Jens Beeck (FDP)
	Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE)
	Henning Otte (CDU/CSU)
	Jürgen Coße (SPD)
	Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU)

	TOP 22 Folgen von Massenmigration, Wohnungsnot und Stadt-Land-Flucht
	Carolin Bachmann (AfD)
	Timo Schisanowski (SPD)
	Roger Beckamp (AfD)
	Timo Schisanowski (SPD)
	Lars Rohwer (CDU/CSU)
	Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Gökay Akbulut (DIE LINKE)
	Rainer Semet (FDP)
	Emmi Zeulner (CDU/CSU)
	Roger Beckamp (AfD)

	Emily Vontz (SPD)
	Dr. Anne Monika Spallek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	TOP 23 Bundeswehreinsatz SEA GUARDIAN im Mittelmeer
	Katja Keul, Staatsministerin AA
	Roderich Kiesewetter (CDU/CSU)
	Siemtje Möller, Parl. Staatssekretärin BMVg
	Joachim Wundrak (AfD)
	Nils Gründer (FDP)
	Zaklin Nastic (DIE LINKE)
	Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Markus Grübel (CDU/CSU)
	Dr. Karamba Diaby (SPD)
	Thomas Silberhorn (CDU/CSU)

	TOP 24 Russlands Einfluss in Afrika
	Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Katja Leikert (CDU/CSU)
	Bettina Lugk (SPD)
	Stefan Keuter (AfD)
	Dr. Christoph Hoffmann (FDP)
	Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE)
	Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU)
	Christoph Schmid (SPD)
	Alexander Radwan (CDU/CSU)

	ZP 8 Aktuelle Stunde – Verdrängung Einheimischer auf dem Wohnungsmarkt
	Sebastian Münzenmaier (AfD)
	Takis Mehmet Ali (SPD)
	Lars Rohwer (CDU/CSU)
	Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Pascal Meiser (DIE LINKE)
	Stephan Thomae (FDP)
	Marc Bernhard (AfD)
	Brian Nickholz (SPD)
	Petra Nicolaisen (CDU/CSU)
	Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Rainer Semet (FDP)
	Emmi Zeulner (CDU/CSU)
	Helge Lindh (SPD)

	Anlagen
	Anlage 1
	Anlage 2




